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Bonn, den 2. April 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
des Rates (EWG) Nr. 2041/68 des Rates vom 10. Dezember 
1968 zur Aufstellung einer gemeinsamen Liste für die 
Liberalisierung der Einfuhr in die Gemeinschaft gegenüber 
dritten Ländern. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 21. März 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 des Rates 
vom 10. Dezember 1968 zur Aufstellung einer gemeinsamen 
Liste für die Liberalisierung der Einfuhr in die Gemeinschaft 
gegenüber dritten Ländern 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 111, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) 2041/68 des Rates vom 
10. Dezember 1968 zur Aufstellung einer gemein- 
samen Liste für die Liberalisierung der Einfuhr in 
die Gemeinschaft gegenüber dritten Ländern >), ent- 
hält als Anhang II eine Liste der Länder, denen ge- 
genüber die durch diese Verordnung aufgestellte 
gemeinsame Liberalisierungsliste anwendbar ist. 

Hinsichtlich der Vereinigten Staaten von Amerika 
ist eine Berichtigung dieser Liste erforderlich, da 
die Inseln Bonin, Rosaria, Vulkan, Parece Vela und 
Marcus von den Vereinigten Staaten auf Japan 
übertragen wurden und weil ferner die Riukiu- 
Inseln (genannt Okinawa) und die Daito-Inseln, ob- 
wohl sie von den Vereinigten Staaten verwaltet 
werden, nicht zum Treuhandgebiet Pazifische Inseln 
gehören - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 303 
vom 18. Dezember 1968, S. 1 


Artikel 1 

Anlage II der Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 des 
Rates wird hinsichtlich der Vereinigten Staaten von 
Amerika wie folgt geändert: 

„Vereinigte Staaten von Amerika 
Guam 

Kingman Reef 
Midway-Inseln 
Puerto Rico 

Amerikanisch-Samoa (einschließlich Swains) 

Treuhandgebiet Pazifische Inseln (Karolinen, 
Marshall-Inseln, Marianen, ausgenommen 
Guam) 

Riukiu-Inseln (Okinawa) und Daito-Inseln 

Amerikanische Jungferninseln 

Wake 

Panamakanal-Zone". 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie ist vom 1. Januar 1969 an wirksam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 des Rates vom 
10. Dezember 1968 enthält, als Anlage II, eine Liste 
der Länder, gegenüber denen die durch diese Ver- 
ordnung aufgestellte gemeinsame Liberalisierungs- 
liste der Einfuhr anwendbar ist. ln ihrer gegenwär- 
tigen Fassung lautet diese Liste wie folgt hinsichtlich 
der Vereinigten Staaten von Amerika: 

„Vereinigte Staaten von Amerika 
Guam 

Kingman Reef 
Midway-Inseln 
Puerto Rico 

Amerikanisch-Samoa (einschließlich Swains) 

Treuhandgebiet Pazifische Inseln (Karolinen, 
Marshall-Inseln, Marianen, ausgenommen 
Guam, Riukiu-Inseln (mit Okinawa), Daito- 
Inseln, Bonin-lnseln, Rosaria, Vulkan-Inseln, 
Parece Vela und Marcus) 

Amerikanische Jungferninseln 
Wake 

Panamakanal-Zone". 


Die japanische Mission hat durch eine am 27. De- 
zember 1968 dem Rat und der Kommission über- 
sandte Verbalnote den Wunsch zum Ausdruck ge- 
bracht, daß der fragliche Teil der Liste geändert 
werde. 

Die nach den Bestimmungen des am 8. Septem- 
ber 1951 zwischen den Vereinigten Staaten und 
Japan gezeichneten Friedensvertrags von den Ver- 
einigten Staaten verwalteten Inseln Bonin, Rosaria, 
Vulkan, Parece Vela und Marcus sind nämlich an 
Japan zurückgegeben worden. Zudem bilden die 
Riukiu-Inseln (genannt Okinawa) und die Daito- 
Inseln, obwohl sie von den Vereinigten Staaten ver- 
waltet werden, keinen Bestandteil des Treuhand- 
gebietes Pazifische Inseln. 

Die amerikanische Mission hat auf Befragen das 
Zutreffen der japanischen Angaben bestätigt. 

Die Kommission schlägt deshalb vor, Anlage II der 
Verordnung (EWG) Nr. 2041/68 des Rates wie von 
der japanischen Mission gewünscht zu berichtigen. 
Diese Berichtigung müßte rückwirkend vom Tage 
des Inkrafttretens der Verordnung (EWG) Nr. 
2041/68 des Rates, d. h. vom 1. Januar 1969 an, wirk- 
sam werden. 
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